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Pressemitteilung vom 27. April 2018 

zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 15. März 2018 und 
zur Pressemitteilung vom 27.04.2018 zum Thema Stationierung US-
amerikanischer Atomwaffen auf dem Fliegerhorst Büchel 
 

Die Rechtsanwälte Dr. Peter Becker und Otto Jäckel geben im Prozess von Dr. 

Elke Koller gegen die Bundesrepublik Deutschland folgende Erklärung zum Be-

schluss des Bundesverfassungsgerichts ab: 

In der Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichts heißt es, dass „die Be-

schwerdeführerin einen Eingriff in Grundrechte ebenso wenig dargelegt hat wie 

eine Verletzung grundrechtlicher Schutzpflichten“: Natürlich haben wir für Frau Dr. 

Koller in unserer 75-seitigen Beschwerdeschrift umfassend vorgetragen. Dem 

Verfassungsgericht hat das aber nicht gereicht, um im Sinne der Beschwerdefüh-

rerin zu entscheiden. Damit liegt die Entscheidung auf der Linie der friedenspoliti-

schen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Chemiewaffen-Urteil, 

Eilverfahren zum Kosovo-Krieg, Tornado-Entscheidung u.v.m.), die durchgehend 

negativ war. 

Die Entscheidung ist falsch. Das Bundesverfassungsgericht leitet die Zulässigkeit 

der Stationierung der US-Atombomben in Büchel aus dem NATO-Vertrag und aus 

dem NATO-Truppenstatut ab. Aber es erwähnt die ‚Nukleare Teilhabe‘, also die 

Mitwirkung Deutschlands in der NATO-Planungsgruppe und eben die Stationie-

rung der US-Atomwaffen im deutsch/amerikanischen Fliegerhorst Büchel. Die 

deutschen Soldaten üben mit ihren Tornado-Kampfflugzeugen Beladung, Trans-

port und Abwurf der US-Bomben. 
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Das verstößt gegen den Nichtverbreitungsvertrag (Atomwaffensperrvertrag, NPT), 

der 1970 in Kraft getreten ist. Deutschland gehört zu den Unterzeichnern. Der 

Vertrag ruht auf vier Säulen: 

• der Verpflichtung aller Nicht-Atomwaffenstaaten, Atomwaffen sowie die di-

rekte oder mittelbare Verfügungsgewalt darüber weder zu besitzen noch 

zu erwerben, 

• der Verpflichtung der Atomwaffenstaaten, Nicht-Atomwaffenstaaten beim 

Erwerb von Atomwaffen nicht zu unterstützen und im Rahmen des gelten-

den Völkerrechts alles zu unternehmen, um eine Weiterverbreitung von 

Atomwaffen zu verhindern, 

• der Verpflichtung aller Atomwaffenstaaten, in redlicher Absicht Verhand-

lungen mit dem Ziel aufzunehmen und erfolgreich zum Abschluss zu brin-

gen, ihre eigenen Atomwaffen völlig abzurüsten und zu beseitigen (Art. 6 

NPT), 

• dem Recht aller Mitgliedstaaten des NPT auf Zugang zu Atomtechnologie 

und deren ‚ziviler Nutzung‘. 

Flagrant verletzt ist die erstgenannte Verpflichtung: Das zeigt schon der verräteri-

sche Begriff ‚Nukleare Teilhabe‘. Deutschland soll und will nach diesem Konzept 

im Falle eines bewaffneten Konflikts die US-amerikanischen Atombomben in Bü-

chel übernehmen und einsetzen. 

Außerdem besteht ein offener Vertragsbruch darin, dass bislang entgegen Art. 6 

NPT keiner der Atomwaffenstaaten Verhandlungen mit dem Ziel der vollständigen 

nuklearen Abrüstung begonnen hat. Nach wie vor fehlt dafür jede Bereitschaft. 

Das Bundesverfassungsgericht zitiert sogar den „derzeit zur Ratifizierung auslie-

genden UN-Vertrag zum umfassenden Verbot von Atomwaffen“. Deutschland hat 

sich an den Verhandlungen zu diesem Vertrag nicht beteiligt. Das Gericht führt 

dazu aus: „Da insbesondere die Atommächte und einige NATO-Staaten die Ver-

tragsverhandlungen sowie die Ausarbeitung des Vertrages boykottiert haben […]“. 

Dass darin zugleich eine Verletzung des Art. 6 NPT liegt, wird vom Gericht nicht 

gesehen (zurückhaltend formuliert). 

Frau Dr. Koller hatte sich zur Begründung ihrer Grundrechtsverletzungen auf die 

Gefahr eventueller terroristischer Angriffe auf Büchel berufen. Diesem Vortrag hält 

das Verfassungsgericht entgegen (Pressemitteilung S. 2 f.), dass „das Risiko ter-
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roristischer Anschläge […] der deutschen Staatsgewalt […] nicht zuzurechnen“ 

sei, weil Deutschland „aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gehindert [sei], 

auf den Geschehensablauf Einfluss zu nehmen“: Wenn die Stationierung der 

Atomwaffen in Büchel rechtswidrig ist, Deutschland aber nicht nur nichts dagegen 

tut, sondern sie durch die Abmachungen im Rahmen der NATO sogar noch unter-

stützt, verletzt es nicht nur den NPT, sondern provoziert geradezu terroristische 

Angriffe. Auch der deutsche Staat sieht diese Gefahr, anders ist die Einrichtung 

des Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrums (GTAZ) in Berlin, das es seit En-

de 2004 gibt, nicht zu erklären. Im Übrigen ist die unmittelbare Gefahr terroristi-

scher Angriffe auf deutschem Boden spätestens seit dem Fall Amri nicht zu leug-

nen.  

Darüber hinaus würde ein Einsatz von Atomwaffen durch die Luftwaffe der deut-

schen Bundeswehr das schwerste annehmbare Kriegsverbrechen und einen 

Bruch aller wesentlichen Bestimmungen des humanitären Völkerrechts darstellen. 

Ein solcher Einsatz könnte berechtigte militärische Selbstverteidigungsmaßnah-

men nach Artikel 51 der UN-Charta durch den angegriffenen Staat nach sich zie-

hen. Es liegt nahe, dass sich solche legitimen militärischen Aktionen zuerst gegen 

den Fliegerhorst Büchel richten würden, den Ausgangspunkt der Aggression. Frau 

Dr. Koller, die nur drei Kilometer von dem Militärflugplatz in Büchel entfernt wohnt, 

würde in diesem Fall zu den ersten Opfern gehören. Hiervor verschließt das Bun-

desverfassungsgericht die Augen. 

Auch die Auseinandersetzung des Bundesverfassungsgerichts mit dem Atomwaf-

fen-Gutachten des Internationalen Gerichtshofs in Den Haag von 1996 stimmt 

nicht. Die Einzelheiten ergeben sich aus der Broschüre der IALANA „Atomzeitalter 

beenden, gegen nukleare Abschreckung, für nukleare Abrüstung und Atomaus-

stieg“, zu finden auf der Webseite der IALANA (www.ialana.de, zu beziehen auch 

über die Geschäftsstelle der IALANA, Marienstraße 19/20, 10117 Berlin). 

Frau Dr. Koller erwägt, den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

(EGMR) in Straßburg anzurufen. Der Gerichtsbeschluss weist darauf hin, dass ein 

Signatarstaat für Menschenrechtsverletzungen nur verantwortlich ist, „wenn dies 

mit der stillschweigenden oder ausdrücklichen Billigung des Signatarstaates ge-

schieht“ (S. 10). Frau Dr. Koller, seit langen Jahren Friedensaktivistin insbesonde-

re gegen Büchel, sieht aus den oben genannten Gründen die Stationierung der 

http://www.ialana.de/
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Waffen in Büchel, die von der Bundesregierung und jetzt sogar vom Bundesver-

fassungsgericht hingenommen wird, als Verletzung ihrer Menschenrechte, aus 

den oben genannten Gründen. 

 

 

 

 

 Dr. Peter Becker   

 Rechtsanwalt  

 


